
Initiative im Bundestag 

DIE LINKE. im Bundestag setzt sich dafür 
ein, diesen atomaren Wahnsinn umge-
hend zu beenden. 

Wie in ihrem 100-Tage-Programm ver-
sprochen, hat die Fraktion DIE LINKE. 
im Bundestag dazu einen Antrag mit 
dem Titel »Abzug der Atomwaffen aus 
Deutschland« (Drucksache 16/448) in 
das Parlament eingebracht. 

Nach dem Willen der Fraktion DIE LINKE. 
im Bundestag soll das Parlament damit 
die Bundesregie rung auffordern:

1. Flugzeuge und Piloten der Bundes-
wehr nicht für Einsätze mit Atomwaffen 
bereit zustellen und die Vorbereitung auf 
solche Einsätze zu beenden;

2. der Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika mitzuteilen, dass die 
Bundes republik Deutsch land jegliche 
Stationie rung von Atomwaffen auf ihrem 
Territo rium ablehnt, und sie aufzufordern, 
die Atomwaffen vom Territorium der 
Bundes republik Deutschland umgehend 
abzuzie hen;

3. den Bundestag über Fortschritt und 
Abschluss des Abzugs zu unterrichten; 

4. sich nachdrücklich für weltweite 
Abrüstung und die Nichtverbreitung von 
Atom waffen einzusetzen.

hebliche Zweifel an der Sicherheit der in 
Europa gelagerten Atomwaffen. Katastro-
phale Unfälle sind jederzeit möglich. 

Ein Atomwaffenlager ist zudem immer 
ein potentielles Ziel – für militärische An-
griffe oder terroristische Anschläge.

Trotz dieser Gefahren hält es die Bundes-
regierung nicht für nötig, die Bevölke-
rung über Anzahl, Art und Lagerung der 
in Deutschland stationierten Atomwaf-
fen zu informieren. Auch den gewähl-
ten Abge ordneten des Deutschen Bun-
destages werden solche Angaben strikt 
verweigert. Die Geheimhaltung, so die 
Bundesregie rung im Februar 2006 auf 
eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag, diene dazu, »Risiken für Be-
völkerung und Umwelt« vorzubeu gen. 
Zynischer kann man mit der Bedro hung 
durch die US-Atomwaffen in Rhein land-
Pfalz nicht umgehen.

Deutschland am Abzug

Auch wenn Deutschland formell keine 
Atomwaffen besitzt, ist die Bundeswehr 
über die »Nukleare Teil habe« in 
Atomkriegsplanungen verstrickt.

Schluss mit dem Irrsinn

Die atomare Bewaffnung der Bundes-
wehr ist kein Beitrag zur Verteidigung der 
Bun desrepublik. Mit der so genannten 
»Nukle aren Teilhabe« bricht  die Bun-
desrepublik ihre völkerrecht lichen Ver-
pfl ichtungen in einer Art, wie sie es bei 
Staaten außer halb der Nato zu Recht nie 
akzeptieren würde. 

Mit Hilfe freigegebener US-Regierungs-
dokumen te haben US-Experten belegt, 
dass auf die in Europa stationierten 
Atomwaffen auch vom US-Regionalkom-
mando  CENTCOM zugegriffen werden 
kann. Im Klartext bedeutet dies, dass 
die US-Atomwaffen auch im Nahen und 
Mittle ren Osten eingesetzt werden kön-
nen, für den das CENTCOM die Befehls-
gewalt hat.

Durch das Beharren auf Atomwaffen 
in Deutschland und die atomare Be-
waffnung der Bundeswehr wertet die 
Bundesregie rung den Besitz von Atom-
waffen in unver antwortlicher Weise 
auf. Dies macht ihr Engagement gegen 
die Weiterverbreitung von Atomwaffen 
unglaub würdig und schwächt den Atom-
waffensperrvertrag. 

Zumindest einige der in Deutschland 
gelagerten US-Atomwaffen sind für den 
Einsatz durch Piloten und Flugzeuge der 
Bundeswehr vorgesehen. Der US-Präsident 
muss die Atombomben zwar freigeben. Doch 
es sind Bundeswehr-Piloten, die in Büchel 
rund um die Uhr für Einsätze im Atomkrieg 
bereit stehen und diese auch regelmäßig 
trainieren. 

Dabei hat sich Deutschland mit dem Bei tritt 
zum Atomwaffensperrvertrag ver pfl ichtet, 
»Kernwaffen oder sonstige Kern sprengkörper 
oder die Verfügungsgewalt darüber von 
niemandem unmittelbar oder mittelbar 
anzunehmen«. Im 2+4-Vertrag von 1990, 
zwischen den beiden deutschen Staaten und 
den vier Alliierten, wurde der Verzicht auf 
die »Verfügungs gewalt« für das vereinigte 
Deutsch land noch einmal bekräftigt.

Die Atomwaffen in Deutschland tragen 
nicht zum Schutz der Bevölkerung vor 
militärischen Angriffen oder Anschlägen 
bei. Im Gegenteil: Sie stellen eine perma-
nente Bedrohung für die Bevölkerung 
dar. Selbst in internen Dokumenten des 
US-Militärs gab es in den 90er Jahren er-

Friedensdemonstration in Ramstein am 
20. März 2004 © ddp, Martin Oeser

© ddp, Michael Kappeler 

Koblenz

Mainz

Kaiserslautern

BÜCHEL

Trier

R H E I N L A N D -
P F A L Z

 Bomben in Europa

Auch fünfzehn Jahre nach dem Ende der 
Ost-West-Konfrontation ist Europa ein rie-
siges Atomwaffenlager. Die europäi schen 
Regierungen appellieren gerne an an-
dere Staaten, sich keine Atomwaffen zu 
beschaffen. Leider vergessen sie dabei, 
über die Bomben vor der eigenen Haus-
tür zu reden.

Zusätzlich zu den Waffen der Atommäch-
te Frankreich und Großbritannien lagern 
in Europa mehrere hundert Atombomben 
der USA auf Stützpunkten in Großbritan-
nien, Belgien, den Niederlanden, Italien, 
der Türkei – und in Deutschland. 

Nach Schätzungen von US-Experten sind 
im rheinland-pfälzischen  Büchel wei-
terhin 20 Atombomben stationiert. Das 
Atom waffenlager in Ramstein wurde an-
geblich im Frühjahr 2005 zeitweise ge-
räumt. Wo die 130 Bomben derzeit la-
gern, ist unbe kannt. 
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Die in Deutschland verbliebenen 
Atom waffen lagern sehr wahrscheinlich 
alle in Rheinland-Pfalz: Die 
Bundesregierung schweigt dazu. Unter 
US-Experten ist dies jedoch nahezu 
unstrittig. 

Im Mai 2005 forderte Ministerpräsident 
Kurt Beck (SPD) den Abzug der 
Atom waffen aus Rheinland-Pfalz. Auch 
der damalige Verteidigungsminister Peter 
Struck (ebenfalls SPD) versprach, sich für 
einen Abzug einzusetzen. 

Geschehen ist seitdem nichts. Auf 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag erklärte die Bundesregierung 
im Februar 2006, ihr läge kein Antrag der 
rheinland-pfälzischen Landesregierung 
auf Abzug der Atomwaffen vor.

Atombomben?
In Deutschland?
Unmöglich!

Atomwaffen 
aus Deutschland 
abziehen!
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